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FAMILIENKASSE

Kein Kindergeld bei einem Freiwilligendienst  
zwischen Bachelor- und Masterstudium
|  Wie der Bundesfinanzhof (BFH) nun entschieden hat, liegt eine aus mehreren Ausbildungs-
abschnitten (z.B. Bachelor- und Masterstudium im gleichen Fach) bestehende einheitliche 
Erstausbildung nur vor, wenn die einzelnen Ausbildungsabschnitte in einem engen sachlichen 
und zeitlichen Zusammenhang zueinander stehen. Der enge zeitliche Zusammenhang ist nur 
gewahrt, wenn das Kind den nächsten Teil der mehraktigen Ausbildung, also z.B. das Master-
studium, zum nächstmöglichen Termin aufnimmt. Daran fehlt es, wenn das Kind dazwischen 
einen Freiwilligendienst absolviert, statt die Ausbildung sogleich fortzusetzen. Dies hat zur 
Folge, dass die Erstausbildung mit dem vorherigen Ausbildungsabschnitt abgeschlossen ist, 
sodass der Kindergeldberechtigte in der Folgezeit einen Kindergeldanspruch nur dann  
behält, wenn das Kind nicht oder nicht mehr 20 Stunden pro Woche erwerbstätig ist.  |

Das war geschehen
Der Kläger ist Vater einer im Februar 1996 geborenen Tochter, die zum Ende des Sommerse-
mesters 2018 ein Studium im Fach C mit dem Bachelor of Science abschloss. In den Monaten 
Oktober 2018 bis einschließlich Mai 2019 absolvierte die Tochter einen Freiwilligendienst. Im 
Juli 2019 wurde sie zum Masterstudium im Fach C zugelassen, welches sie im Oktober 2019 
aufnahm. Zwischen Juli und September 2019 (Streitzeitraum) übte die Tochter eine befristete 
Aushilfstätigkeit im Umfang von 25 Wochenstunden aus.

Die Familienkasse war der Auffassung, dass dem Kläger wegen der nicht nur geringfügigen 
Erwerbstätigkeit der Tochter im Streitzeitraum kein Kindergeld zu gewähren ist.

Familienkasse bekam Recht
Das Finanzgericht (FG) gab der Klage statt. Der BFH hielt die Revision der Familienkasse für 
begründet. Zwar sei die Tochter auch in den streitigen Monaten bis zum Beginn des Masterstu-
diums grundsätzlich kindergeldrechtlich zu berücksichtigen, weil sie dieses Studium erst mit 
dem Beginn des Wintersemesters 2019/2020 aufnehmen konnte (§ 32 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 Buchst. c 
des Einkommensteuergesetzes [EStG]). Volljährige Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, seien nach Abschluss einer Erstausbildung kindergeldrechtlich aber nur zu 
berücksichtigen, wenn sie keiner Erwerbstätigkeit von mehr als 20 Wochenstunden nachgingen 
(§ 32 Abs. 4 Sätze 2 und 3 EStG).

Der BFH: Das FG habe zu Unrecht Bachelor- und Masterstudium als Teile einer einheitlichen 
Erstausbildung angesehen. Wegen des von der Tochter zwischenzeitlich absolvierten Freiwilli-
gendienstes fehle der erforderliche enge zeitliche Zusammenhang zwischen den Ausbildungs-
teilen.

Umfang der Erwerbstätigkeit relevant
Daher sei der Umfang der Erwerbstätigkeit relevant. Da dieser über der Grenze von 20 Wochen-
stunden gelegen habe, könne kein Kindergeld gewährt werden.

QUELLE  |  BFH, Urteil vom 12.10.2023, III R 10/22, PM 3/24
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EUROPÄISCHER GERICHTSHOF

Familienzusammenführung mit einem  
minderjährigen Flüchtling
|  Ein als Flüchtling anerkannter unbegleiteter Minderjähriger hat das Recht auf Familienzu-
sammenführung mit seinen Eltern, auch wenn er während des Verfahrens auf Familienzu-
sammenführung volljährig geworden ist. Unter den außergewöhnlichen Umständen eines 
aktuellen Falls des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) muss auch der volljährigen 
Schwester dieses Flüchtlings, die aufgrund einer schweren Krankheit die dauerhafte Unter-
stützung ihrer Eltern benötigt, ein Einreise- und Aufenthaltstitel zuerkannt werden.  |

Die Kernaussage
Der EuGH stellte klar, dass ein unbegleiteter minderjähriger Flüchtling auch dann das Recht auf 
Familienzusammenführung mit seinen Eltern hat, wenn er während des Verfahrens auf Famili-
enzusammenführung volljährig geworden ist. Die Familienzusammenführung muss sich aus-
nahmsweise auf eine volljährige Schwester erstrecken, wenn diese aufgrund einer schweren 
Krankheit die ständige Unterstützung ihrer Eltern benötigt. Andernfalls würde dem Flüchtling 
de facto sein Recht auf Familienzusammenführung mit seinen Eltern genommen. Dieses Recht 
darf nicht der Voraussetzung unterliegen, dass der minderjährige Flüchtling oder seine Eltern 
über Wohnraum, eine Krankenversicherung und ausreichende Einkünfte für sie und die Schwes-
ter verfügen.

Die Details des Falls
Nachdem einem unbegleiteten minderjährigen Syrer in Österreich die Flüchtlingseigenschaft 
zuerkannt worden war, beantragten seine Eltern und seine volljährige Schwester Aufenthaltsti-
tel, um zu ihm ziehen zu können. Die österreichischen Behörden wiesen diese Anträge ab, weil 
der junge Syrer nach Stellung der Anträge volljährig geworden war, ebenso wie spätere Anträge 
auf Familienzusammenführung. Die Eltern und die Schwester fochten die Bescheide, mit denen 
die zuletzt genannten Anträge zurückgewiesen wurden, beim Verwaltungsgericht Wien an. Die-
ses hat den EuGH um Auslegung der Richtlinie betreffend das Recht auf Familienzusammen-
führung ersucht. Es führt u. a. aus, dass die Schwester aufgrund einer Zerebralparese vollstän-
dig und dauerhaft auf die Unterstützung ihrer Eltern angewiesen sei, so dass die Eltern sie nicht 
allein in Syrien lassen könnten.

Eigener Schutz für Flüchtlinge
Der EuGH erinnerte daran, dass die Richtlinie Flüchtlingen einen eigenen Schutz gewährt. Auf-
grund ihrer besonderen Schutzbedürftigkeit begünstigt sie im Speziellen unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge, indem sie ihnen das Recht auf Familienzusammenführung mit ihren Eltern 
einräumt.

Recht auf Familienzusammenführung
Erstens stellte der EuGH fest, dass ein unbegleiteter minderjähriger Flüchtling, der während 
des Verfahrens auf Familienzusammenführung mit seinen Eltern volljährig wird, das Recht auf 
eine solche Familienzusammenführung hat. Dieses Recht darf nämlich nicht von der mehr oder 
weniger schnellen Bearbeitung des Antrags abhängen. Folglich darf der Antrag nicht mit der 
Begründung abgelehnt werden, dass der Flüchtling zum Zeitpunkt der Entscheidung über die-
sen Antrag nicht mehr minderjährig ist.

Eltern konnten schwerbehinderte Tochter nicht allein zurücklassen
Zweitens erläuterte der EuGH, dass dem minderjährigen Flüchtling wegen der Krankheit seiner 
Schwester, wenn dieser kein Recht auf Familienzusammenführung mit ihrem Bruder gleichzei-
tig mit ihren Eltern gewährt würde, de facto sein Recht auf Familienzusammenführung mit sei-
nen Eltern genommen würde, da es den Eltern nicht möglich ist, zu ihrem Sohn zu ziehen, ohne 
ihre Tochter mitzunehmen. Ein solches Ergebnis wäre aber mit dem unbedingten Charakter 
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dieses Rechts unvereinbar und würde dessen praktische Wirksamkeit in Frage stellen, was  
sowohl dem Ziel der Richtlinie betreffend das Recht auf Familienzusammenführung als auch 
den Anforderungen zuwiderlaufen würde, die sich aus der Charta der Grundrechte der Europä-
ischen Union in Bezug auf die Achtung des Privat- und Familienlebens sowie die Rechte Minder-
jähriger ergeben und deren Einhaltung diese Richtlinie sicherstellen muss.

Keine überzogenen Anforderungen
Der EuGH stellte drittens fest, dass weder vom minderjährigen Flüchtling noch von seinen  
Eltern verlangt werden darf, dass sie für sich und für die schwer kranke Schwester über ausrei-
chend großen Wohnraum, eine Krankenversicherung sowie hinreichende Einkünfte verfügen. 
Es ist nämlich nahezu unmöglich, dass ein minderjähriger unbegleiteter Flüchtling diese Vor-
aussetzungen erfüllt. Ebenso ist es für die Eltern eines solchen Minderjährigen äußerst schwie-
rig, diese Voraussetzungen zu erfüllen, bevor sie zu ihrem Kind gezogen sind. Die mögliche 
Familienzusammenführung unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge mit ihren Eltern von der 
Erfüllung dieser Voraussetzungen abhängig zu machen, würde somit in Wirklichkeit darauf  
hinauslaufen, diesen Minderjährigen ihr Recht auf eine solche Zusammenführung zu nehmen.

QUELLE  |  EuGH, Urteil vom 30.1.2024, C-560/20, PM 19/24

VERMÄCHTNIS

Was ist „vorhandenes Barvermögen“?
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg ist der Frage nachgegangen, was der mehrdeutige 
Begriff „vorhandenes Barvermögen“ in einem Vermächtnis bedeutet.  |

Die Parteien stritten um die Erfüllung eines Vermächtnisses und hierbei um den Begriff „Bar-
vermögen“. In einem notariellen Testament beschwerte der Erblasser die eingesetzten Erben 
mit einem Vermächtnis zugunsten einer weiteren Person wie folgt: „Das bei Eintritt des Erbfalls 
vorhandene Barvermögen soll zu einem 1/3 Anteil an meine Tochter …, geb. am …, ausgezahlt 
werden“. Die Bedachte hat die Auffassung vertreten, der Erblasser habe unter dem Begriff 
„Barvermögen“ seine gesamten liquiden Mittel, insbesondere sämtliche Guthaben bei Kreditin-
stituten, Wertpapiere und Bargeld im engeren Sinne verstanden. Demgegenüber haben die  
beschwerten Erben die Auffassung vertreten, der Erblasser habe unter dem Begriff „Barvermö-
gen“ lediglich das vorhandene Bargeld verstanden.

Barvermögen = auch unbares Geld, das sofort verfügbar ist
Das Landgericht (LG) hat sich in erster Instanz der Auffassung der Bedachten angeschlossen 
und die Erben verurteilt, zu zahlen. Aufgrund der gegen dieses Urteil durch die Erben eingeleg-
ten Berufung hat das OLG Oldenburg den Begriff wie folgt verstanden: Danach umfasst der 
Begriff des Barvermögens heutzutage das gesamte Geld, das sofort verfügbar ist, also auch 
über eine Kartenzahlung. Wertpapiere fallen nicht unter den Begriff des Barvermögens. Viel-
mehr werden Wertpapiere durch den erweiterten Begriff des Kapitalvermögens mit abgedeckt, 
der das Barvermögen einschließlich weiterer Kapitalwerte in Geld beschreibt.

Wertpapiere gehörten hier nicht zum Barvermögen
Nach Beweisaufnahme hat das OLG festgestellt, dass die Bedachte nicht habe nachweisen kön-
nen, dass der Erblasser mit dem Begriff „Barvermögen“ das gesamte Kapitalvermögen, also 
auch das nicht sofort verfügbare Kapital in der Form von Genossenschaftsanteilen und Wertpa-
pieren gemeint habe. Im Ergebnis habe der vernommene Zeuge – der beurkundende Notar – 
keine konkreten Aussagen zum Willen des Erblassers in Bezug auf Wertpapiere und dessen 
Begriffsverständnis vom Begriff „Barvermögen“ machen können.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Urteil vom 20.12.2023, 3 U 8/23, Abruf-Nr. 239972 unter www.iww.de


